
Die  Ampel  ist  aus.  Was  muss
jetzt von Links kommen?
von Dilara Lorin, November 2024

Am  Abend  des  6.  November  2024  wird  Christian  Linder  Deutschlands
bekanntester  Arbeitsloser.  Für  Olaf  Scholz  sei  dessen  Rauswurf  als
Finanzminister notwendig, um Schaden von Deutschland abzuwenden und
das Land nicht in Chaos versinken zu lassen. Dabei kommt dieser Schritt für
viele  unerwartet,  andere  sind  erfreut  und  wieder  andere  erhoffen  sich
dadurch einen Aufschwung der eigenen Politik. International gesehen wird
Deutschlands Handlungsfähigkeit dadurch vermehrt in Frage gestellt, was
vor  allem die  EU verunsichert.  Am Donnerstag  danach,  haben  viele  EU
Abgeordnete Deutschland zur schnellen „Einigung“ aufgerufen. Vor allem
nach dem Wahlsieg Trumps schnürt sich die US-Schlinge um die EU immer
weiter zu.

Warum ist sie zerbrochen?
Dass sich die Ampelparteien seit ihrer ersten Zusammenkunft nicht einig
sind,  ist  nichts  neues.  Die  Chronologie  der  Streitigkeiten  ist  lang:
Heizungsgesetz,  Investitionsfonds,  Kindergrundsicherung,  Bürgergeld  und
schließlich die Frage des Haushalts. Vor allem in der letzten Zeit wurden die
Differenzen  immer  öfter  auch  öffentlich  ausgetragen:  So  veröffentlicht
Lindner  an  den Kolleg:innen vorbei  ein  18-seitiges  Papier  für  eine  ganz
andere Wirtschaftspolitik,  als  der  Koalitionsvertrag vorsieht.  Scholz  nutzt
seine Rede als Wahlkampfauftakt und nennt 4 Punkte, damit das Land nicht
in Chaos versinke: 1. Deckelung der Netzentgelte für „unsere“ Unternehmen;
2. Sicherung der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie und bei Zulieferern;
3.  Investitionsprämien  sowie  steuerliche  Abschreibemöglichkeiten  für
Unternehmen; 4. Unterstützung der Ukraine unabhängig von den USA. Alle 4
Punkte haben eins gemeinsam: keine sozialen Forderungen oder Ansätze, wie
der  Arbeiter:innenklassen  in  der  aktuellen  Wirtschaftskrisen  geholfen
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werden kann, sondern nur staatliche Subventionen und Möglichkeiten wie
Unternehmen gerettet werden können. Vergleicht man dann die Reden von
SPD, Grünen und FDP von den letzten Tagen wird sehr schnell deutlich, wo
die Unterschiede liegen: Wie stehen sie zur Schuldenbremse?
Diese müsse aufgehoben werden, um durch Erhöhung der Staatsschulden die
Mittel  für  mehr  Wirtschaftsförderung,  weitere  Aufrüstung  und
Waffenlieferungen bereitstellen zu können und gleichzeitig auch über Mittel
für  die  soziale  Abfederung  der  Rezession  und  der  massiven
Umstrukturierung der Unternehmen zu verfügen. Die Krise der bürgerlichen
Parteienlandschaft  wird  durch  das  Ampel-Aus  unmissverständlich
offengelegt. Dabei dreht es sich, angesichts der schlechten wirtschaftlichen
Situation in Deutschland vor allem darum, wer die Kosten zahlen soll und
wofür Schulden überhaupt aufgenommen werden sollen.
Dass  die  Ampel  selbst  Opfer  der  Zeitenwende  geworden  ist,  hätte  sich
wahrscheinlich Olaf Scholz auch nicht gedacht, als er das Wort etablierte.
Aber zwischen Kriegen und Krisen, der Inflation und Rezession lässt sich
selbst  Spuren  von  sozialer  Politik  schwer  umsetzen.  Vor  allem  die
wirtschaftliche  Entwicklung  seit  der  Finanzkrise  2007/2008  macht  die
Verteilungskrise sowie die Abgründe des kapitalistischen Systems deutlich.
Zusätzlich dazu verschärften die Corona Pandemie sowie der Ukraine Krieg
die Lage des deutschen Imperialismus, welches in Folge der Blockbildung
sich  immer  mehr  dem  US-Imperialismus  unterordnet.  Dies  sowie  der
internationale  Rechtsruck  verschärft  auch  die  Fraktionierung  der
Bourgeoisie.  Mit  dem  Wahlsieg  Trumps  steht  auch  die  transatlantische
Ausrichtung der BRD und EU in Frage. Dadurch steht das deutsche Kapital
letztendlich vor unauflösbaren Aufgaben: Auf der einen Seite gibt es Ansätze
als  Juniorpartner  der  USA,  auf  der  anderen  Seite  ist  das  Manövrieren
zwischen  USA  und  China  nicht  mehr  gangbar,  was  eine  Klärung  der
außenpolitischen  Ausrichtung  unabdingbar  macht.  Diese  Uneinigkeit  der
deutschen  Bourgeoisie  durchzog  als  Konflikt  auch  die  Ampelregierung.
Schlussendlich wird die kommende Zeit vom Überlebenskampf des deutschen
Kapitals geprägt sein, in der 2. Reihe des Imperialismus zu bleiben.



Was wird jetzt passieren?
Nach  tagelangem  Ringen  konnte  man  sich  nun  zumindest  auf  einen
Wahltermin Ende Februar einigen. Die neuesten Umfragen ergeben, dass
allen voran die CDU/CSU gut dastehen, sodass alle Merz schon als sicheren
nächsten  Kanzler  handeln.  Die  Union  bereite  sich  schon  seit  mehreren
Wochen auf vorgezogene Wahlen vor. Und die ersten Unternehmerverbände,
wie  der  Außenhandelsverband  BGA  oder  der  Verband  der  Chemischen
Industrie, stimmten sogleich in Merz’ Forderung nach schnellen Neuwahlen
ein. Nicht fehlen im Chor darf natürlich Wagenknecht: Schließlich stellt sich
in  Brandenburg  sowie  Sachsen  die  Regierungsfrage  für  das  BSW  und
Koalitionsverhandlungen  lassen  sich  wesentlich  besser  führen,  wenn  die
Kraft im Bundestag auch stärker vertreten ist. Massiv, wenn nicht sogar am
meisten  profitieren  wird  die  AfD.  Am  schlechtesten  ist  die  Linkspartei
aufgestellt, bei der die Organisationsstrukturen aktuell am meisten am Boden
liegt:  Abspaltung des BSW, viele hochrangige Austritte,  gleichzeitig auch
viele Eintritte an der Basis. Vielleicht hätte sie sich bis zur Bundestagswahl
im September sich noch aufrappeln können, aber vorgezogene Neuwahlen
machen an der Stelle ein vorzeitiges Aus für sie nur noch schwer abwendbar.
Antworten auf die Wirtschafskrise oder die Kriege? Dafür muss man tief
rumwühlen: Jan von Aken Auftritt in der Ukraine hat mehr Fragezeichen als
Klarheit geschaffen und Heidi Reichinnek verliert lieber kein Wort bezüglich
des Genozids an der Palästinenser:innen. Ob noch die gestartete Offensive
auf  Social  Media  und  die  Dynamik  um  Studis  gegen  Rechts  und  den
Haustürwahlkämpfen die Rettung bringt,  wird sich zeigen. Die 9 Monate
weniger Zeit sind für sie aber, wie für viele andere kleinen Parteien, definitiv
eine Katastrophe.

Wie  müssen  wir  auf  das  Ampel-Aus
antworten?
Eins  ist  sicher:  Die  aktuellen  Krisen  in  Deutschland  erfordern  klare
Antworten.  Weder  die  Wirtschaftskrise,  die  Inflation  noch  die  daraus
resultierenden Massenentlassungen lassen sich durch Bitten oder Appelle



lösen. Bei der nächsten Wahl und Regierungsbildung in Deutschland wird
sich entscheiden, welche der Kapitalfraktionen gewinnen wird. Dabei ist klar:
Die Soziale- sowie Bildungskrise werden sich massiv verschärfen, ob mit oder
ohne  Abfederungspolitik  seitens  der  SPD  und  Grünen.  Eine  verstärkte
Militarisierung wird uns erwarten, in welchen nicht nur Milliarden Gelder in
die  Bundeswehr  gesteckt  werden,  sondern  diese  immer  mehr  Richtung
Wehrpflicht rückt. Das ist auch die Antwort des deutschen Imperialismus die
ökonomische Schwäche durch militärische Stärke auszugleichen.

Deswegen dürfen wir nicht passiv warten bis eine neue Regierung gewählt
wird, sondern müssen aktiv gegen Krieg und Krise kämpfen! Wir zahlen diese
nicht, Schluss mit Sozialpartner:inneschaft, gegen Massenentlassungen und
Schuldenbremse!  Um diese  Angriffe  erfolgreich  abzuwehren,  braucht  es
einen  Bruch  vor  allem  der  Gewerkschaften  mit  der  Politik  der
Klassenkollaboration. Wir brauchen eine Aktionskonferenz gegen die Krise,
bei der die Linke in Deutschland diskutiert, mit welchen Forderungen sie
einen Ausweg aus der aktuellen Misere aufzeigen kann. Und wir brauchen
eine  Diskussion  darüber,  welche  Art  Partei,  welches  Programm,  welche
Politik wir gegen Rechtsruck und Krise brauchen. Der Zusammenbruch der
Ampel, der Niedergang der SPD und der Linkspartei verdeutlichen, dass wir
nicht  nur organisierten Massenwiderstand aufbauen müssen.  Wir  müssen
zugleich für eine revolutionäre Alternative zum Reformismus, für den Aufbau
eine revolutionären Arbeiter:innenpartei kämpfen.

Und  wie  sollten  wir  zur  Wahl  selbst
stehen?
In Zeiten, in denen die revolutionäre Linke schwach ist und es noch keine
revolutionäre Partei gibt, müssen wir taktisch zur Wahl stehen. Die kritische
Wahlunterstützung  ist  dabei  ein  Konzept,  welches  dem  „Wählen  des
kleineren Übels“  entgegengestellt  ist.  Während es bei  zweiterem um die
Hoffnung geht, den Rechtsruck damit zumindest etwas zu verlangsamen und
seine allerschlimmsten Auswüchse abzuwehren, während man eigentlich den
Status Quo verteidigt, verfolgt die kritische Wahlunterstützung einen Ansatz,



der eine revolutionäre Perspektive aus der Schwäche öffnen soll. Es geht
dabei darum, Parteien zu wählen, welche noch eine Verankerung innerhalb
der  Avantgarde  der  Arbeiter:innenklasse  besitzen,  aber  mit  einem
reformistischen  Programm,  so  wie  eben  die  Linkspartei.  Es  geht  dabei
darum, sie in der Wahl kritisch zu begleiten, sie unter Druck zu setzen, aber
es kann auch eine Linke insgesamt und den linken Flügel innerhalb dieser
Partei  stärken.  Letztendlich  sagen  wir:  Wir  unterstützten  die  richtigen
Forderungen der Linkspartei nach höheren Löhnen und offenen Grenzen,
werden aber als Kommunist:innnen im gemeinsamen Kampf aufzeigen, dass
diese  nicht  auf  parlamentarischen  Wege  und  nur  eingebettet  in  ein
revolutionäres  Programm  durchgesetzt  werden  kann.  Die  Basis  und
Wähler:innen dieser reformistischen Parteien müssen wir dazu auffordern,
ihre Führung auf die Probe zu stellen und von ihnen einen tatsächlichen
Kampf für ihre Forderungen einzufordern. An seinen Versprechen muss der
Reformismus zerbrechen und wenn die revolutionäre Linke selbstbewusst
und  überzeugend  vorgeht,  kann  das  die  Chance  zu  einer  massenhaften
Gewinnung für den Prozess zu einer revolutionären Partei sein!

Denn  uns  sollte  klar  sein:  Letztendlich  ist  der  Kapitalismus  die
Grundlage von Krisen, Kriegen, Ausbeutung und Unterdrückung und
lässt sich weder wegreformieren noch abwählen.

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
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muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
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Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst
liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die



eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche
Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
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noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war
mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist



zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen
Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht


